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Verkündetß

am 27o April 1961

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Sozialrechtsstreit

Beklagten und Bevisionsklägerin,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten‚
.

hat der }. Senat des Bundessozialgerichts auf
die

mündliche Verhandlung vom 27° April 1961, an der

’mitgewirkt haben

Senatspräsident Prof° Dr° B o g s'V
als Vorsitzender‚

die Bundesrichter Dr" L a n g k e i t“

‚
und Dr„ S c h r a f t

sowie die Bundessozialrichter .L u m e r

und Dr° H a t e s a u 1
als ehrenamtliche Beisitza;

für Recht erkannté

/

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 28° Februar 1957 aufge-
hoben und die Klage abgewiesen°

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu er—
statten°

Von Rechts wegen°
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G r ü n d e
___-___ -

I .

Die Mutter des Klägers bezog seitädem l° April 1949 eine Wit—
wenrente nach ihrem im März 1949 Jerstorbenen Ehemann und war

als Rentnerin zunächst unstreitig nach 5 4 des Leistungsver—

besserungsgesetzes vom 24° Juli 1941 (BGBl I, 443) bei der
beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) versichert. Auf
Grund einer früheren Krankenversicherung ihres Ehemannes war
sie außerdem freiwillig bei der Bundespost—Betriebskranken—

kasse versichert° Streitig ist, ob diese Doppelvereicherung

bis zum Tode der Mutter — 13° August 1956
— fortbestanden hat°

Der Kläger, der die Kosten für die Bestattung getragen hatté„
erhielt von der Bundespost-Betriebskrankenkasse das satzungs—

gemäße Sterbegeld° Er ist der Meinung, daß die Rentnerkranken—

versicherung seiner Mutter auch
nakh

dem am 1„ August 1956

erfolgten Inkrafttreten des Gesetzés über Krankenversicherung

der Rentner (KVdR) vom 12° Juni 1956 (BGBl I, 500) weiterhe—

standen hat, und verlangt daher auch von der Beklagten ein

Sterbegeld in Höhe von 255,—— DM° Die Beklagte lehnte den

Anspruch mit Bescheid vom 17° Augu t 1956 ab und wies den Wi—

derspruch des Klägers mit Bescheid vom 12° November 1956 zu—

rück° Nach ihrer Auffassung hat diF Mitgliedschaft der Mutter

des Klägers bei der Beklagten wegen der freiwilligen Versi—

cherung bei der Bundespost-Betrieb krankenkasse nicht über

den 31„ Juli 1956 hinaus

bestandeni

Nach dem Inkrafttreten"

dengVdR schließe eine freiwillige Versicherung die Pflicht-

mitgliedschaft als Rentner aus (5 F65 Abs° 6 Reichsversiche-

rungsordnung —RVO — idF des KVdR)J°

In der daraufhin beim Sozialgerich (SG) Münster erhobenen

Klage beantragte der Kläger, den Bescheid vom 17° August 1956

und den Widerspruchsbescheid vom 120 November 1956 aufzuheben

und die Beklagte zu verurteilen‚ an ihn 255,—— DM zu zahlen°
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Das SG gab durch Urteil vom 28° Februar 1957 —unter Zulas—
sung der Berufung — der Kßage statt: Die Mutter des Klägers

sei über den 31. Juli 195' hinaus nach 5 165 Abs° 1 Nr„ 4
BVD bei der Beklagten versichert gewesen; denn die Mutter

des Klägers habe eine Hinterbliebencnrente aus der Renten—
versicherung ihres Ehemannes bezogen, der ebenfalls Rentner

gewesen und während der lttzten fünf Jahre vor Stellung sei»

nes Rentenantrages mindesfens 52 Wochen bei der Beklagten

versichert gewesen sei„ Ihre Mitgliedschaft wäre nach 5 165
Abs° 6 RVO nur

ausgeschlossen
gewesen, wenn sie, ohne als

Arbeiterin oder Angestellte nach 5 165 Abs° 1 Nr° 1 oder 2
RVO versichert

zu sein, "nach anderen gesetzlichen Vorschrif—

ten versichert" gewesen w‘äre° Dies sei jedoch nicht der Fall

gewesen° Eine Versicheru g nach anderen gesetzlichen Vor—

schriften im Sinne von 5r165 Abs° 6 RVG sei nur eine Pflicht—
versiCherung„ Das folge aus dem Wort "anderen", das sich auf

eine (Pflicht-) Versicherung nach 5 165 Abs° 1 Nr° 1 und 2

EVO beziehe„ Diese Beurtäilung entSpreche auch dem Sinn des
Gesetzes, wie er der Vor chrift des 5 312 Abs° 1 EVO zugrunde

liege° Wohl könne eine Pflichtversicherung eine freiwillige

Versicherung verdrängen,ldas umgekehrte Verhältnis sei dage—

gen unzweckmäßig und nic t sinnvoll. Auch Art„ 2 5 10 KVdR

gehe davon
aus, daß

nebeä

einer Pflichtversicherung eine

freiwillige Mitgliedscha■t bestehe° - Die Frage‚ ob die

freiwillige Mitgliedschaft der Mutter des Klägers etwa

durch die Pflichtversich rung bei der Beklagten verdrängt

werden sei, könne dahinsäehen, da hierüber in diesem Rechts-

streit nicht zu entscheiden sei°

Gegen das ihr am 50 Apri 1957 zugestellte Urteil hat die

Beklagte am 16° April

1937

unter Beifügung einer von dem

Kläger persönlich unterzeichneten Einwilligungserklärung

nach @ 161 Abs° 1 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

Sprüngrevision mit folgender Begründung eingelegt: Die frei—

willige Versicherung der‘Mutter des Klägers bei der Bundes—

post—Betriebskrankenkassé und ihre Pflichtmitgliedschaft

als Rentnerin hätten gleichzeitig nebeneinander nur bis

- 4 -
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zum 31° Juli 1956 bestehen könnent-Nach dem Inkrafttreten
des KVdR am 1° August 1956 habe die freiwillige Versiche—
rung die Pflichtmitgliedschaft als Rentnerin verdrängt°

Seit diesem Zeitpunkt sei die Rentnerkrankenversicherung

Bestandteil des ZWeiten Buches der EVO geworden, so daß
auch eine freiwillige Versicherung nunmehr eine Versiche—

rung "nach anderen gesetzlichen VÖrschriften" im Sinne Von
5 165 Abs° 6 EVO sei° Würde man die freiwillige Versichee

rung eines Rentners nicht als VerTicherung nach anderen
gesetzlichen Vorschriften ansehen, so sei die freiwillige

Versicherung mit dem 1° August 19 6 auf Grund der Pflichte

mitgliedschaft erloschen„ Sähe man sie aber als solche an,

hätte die Pflichtmitgliedschaft elf Grundder freiwilligen
Mitgliedschaft geruht° '

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des se Münster alfzuheben und nach
*ihrem Antrag zu entscheidenl

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisenl
.

Er hält das Urteil des SGfür richtig und macht geltend‚
die Auslegung des 5 165 Abs° 6 RVj durch die Beklagte ver—
stoße gegen den ZWeck des Gesetze „

II

Die Sprungrevision ist form— und äristgerecht eingelegt wor-

den" Der Wirksamkeit der Einwilligung des Rechtsmittelgeg=

ners steht nicht entgegen, daß der Kläger die Erklärung nach

@161‘Abs°1 Satz 2 see Selbst unterzeichnet hat (BSG39 l;
und 276 12717)‚

Der Revisionsantrag ist "bestimmt% im Sinne des $ 164 Abs‚ 2

SGG° Er geht über eine bloße Reviäionseinlegung
— die allein

nicht genügen würde (BSG l, 47 und 50) —hinaus, indem die

Revisionsklägerin die Aufhebung des Urteils des SG und eine
Entscheidung nach ihrem’(torinstanzliéhén) Antrag-fordert°

..5-
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Aus diesem Antrag geht da8‘Revisionsbegehren hinreichend

deutlich_hérvort

Die somit zulässige Revision ist auch begründet° Entgegen

der Auffassung des SG war die Mutter des Klägers zur Zeit

ihres Todes nicht bei der beklagten AOK versichert, so daß

dem Kläger kein Anspruch auf Sterbegeld gegen die Beklagte

(5 201 RVG)zusteht°

Seit dem1„ August 1956richtete sich die Mitgliedschaft
der Mutter des Klägers

bei
der Beklagten nach $ 165 RVO in

der Fassung, die diese
Vorschrift

durch das KVdR erhalten

hat„ Die Mutter des Klägers bezog eine Hinterbliebenenrente
'aus der Rentenversicherung ihres Ehemannes, der ebenfalls

Rentner war und während dfr letzten fünf Jahre vor Stellung

seines Rentenantrages mindestens 52 Wochen bei der Beklag—

ten‚ einer gesetzlichen Krankenkasse, versichert war° Damit

erfüllte sie die Voraussetzungen für eine Krankenversiche—

rung bei der Beklagten nakh @165 Abs° 1 Nr„ 4 RVO„ Nach
5 165 Abs„ 6 EVO ist jedokh weitere Voraussetzung der Ver-
sicherung für die in Abs„‘l Nr° 5 und 4 dieser Vorschrift

bezeichneten Personen, daß sie nicht nach Abs„ 1 Nr° l und

2 oder "nach anderen gesetzlichen Vorschriften" versichert
sind° Es fragt sich

dahert
ob die freiwillige Versicherung

der Mutter des Klägers —‘bei der Bundespost—Betriebskran-

kenkasse — als Versicherdng "nach anderen gesetzlichen Vor»

schriften" im Sinne von 3 165 Abs„ 6 BVD anzusehen ist„ Der
Senat hat diese Frage im Gegensatz zum SG bejaht aus folgen-

den Erwägungen:

Der Wortlaut des 5 165 Abs„ 6 RVO läßt verschiedene Deutun—

gen zu() Sowohl die Voraussetzungen der Pflichtversicherung

als auch die der freiwil igen Versicherung sind im Gesetz

geregelt° Wenn von einer‘Versicherung "nach
„co

gesetzli—

chenVorschriften" die Redeist, so könntenalso beide dar—
unter verstanden werden‚}Es spricht allerdings einiges da—

für, daßin s 165Abs„6ij0 nur auf eine Pflichtversiche—
rung abgestellt ist° Zwar wird bei den gesetzlichen Krankenf

_ 6 _
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kassen auch die freiwillige Versicherung "nach" gesetzli—
chen Vorschriften (55 176, 313 qu) durchgeführt; ihrem
Rechtsgrund nach beruht sie aber auf dem freien Willen des

Versicherten und einer entsprechedden Beitrittsérkl’a'rung°

Da nun vielfach der Rechtsgrund gemeint ist, wenn das Wort

"nach" zusammenmit einer
bestimmäen

Vorschrift gebraucht
wird —das Wort "nach" bedeutet d nn soviel wie "auf Grund"
(z„B° in $ 176 Abs„ 2, s 215 Abs„ 1, 5 537 Nr° 10 EVO) -,
könnte es nahe liegen, der in 5 165 Abs° 6 EVO verwendeten

Formulierung "nach anderen gesetzlichen Vorschriften" die—
selbe Bedeutung beizulegén und so@it davon auszugehen, daß

hier nur eine auf dem Gesetz beru■ende Versicherung, also

eine Pflichtversicherung, gemeint ist„ Für dieSe Auffas—‚

sung könnte ferner auf @ 205 b letzter Halbsatz RVO hinge-'

wiesen werden, da die hier gebrauchten Worte "gesetzlich

versichert" nach der übereinstimmePden Auffassung in Recht—
sprechung und Schrifttum sich nur auf eine Pflichtversiche—

rung beziehen(vg1° GEdes BVANr„‘3116, AN1928s„ 56;
Peters, Handbuch der Krankenversicherung Anm° 2b zu € 205 b

EVO; Brackmann, Handbuch der
Soziaäversicherung,

6° Aufl°

s„ 424 b)„

Indessen ist demgegenüber zu berücksichtigen, daß verschie—4

dentlich gerade dort, wo die RVO sich der Worte "auf Grund

eines Reichsgesetzes" (@ 205) oder "auf Grund der Reichsver—

sicherung „„„o
versichert" (5 195 a Abs° 1, 5 205 a Abs° 1

'Nro }) bedient, die freiwillige
Ve#sicherung

mit eingeschlos—

sen ist (vgl° Peters, Handbuch der Krankenversicherung, Anm°

4 a zu s 195 a RVG, Anm° 1 zu %
20%

a EVO; GE do RVA Nr° 5455,

AN 1929 So 250)„ Ein einheitlicher Sprachgebrauch der RVO

in dem Sinne, daß nur die
PflichtJersicherung

eine "gesetzli—

che versicherung" oder eine Versidherung "nach gesetzlichen

Vorschriften" wäre, oder daß diese Fassungen stets die frei—

Willige Versicherung
einbeziehén,‘ist

demnach nicht festzu—

stellen° Die hier zu entscheidende Frage ist daher allein

vomWortlautdes5 165Abso6 RvQ$hernicht zu lösen„ Viel—
1mehr muß dazu auf Sinn und Zweck dieser Vorschrift zurück—

_?—
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gegangen werden, und ZWar‘unter Berücksichtigung ihrer Ent-

stehungsgeschichte und der Interessenlage°

Bis zum Inkrafttreten des‘KVdR
vom 12° Juni 1956 war eine

doppelte Mitgliedschaft der Rentner in der gesetzlichen Kran—

kenversicherung möglich, und zwar auch dergestalt, daß eine

Pflichtversicherung
nebenleiner

freiwilligen Versicherung

nach 5 176 oder 5 315 RVG\bestahd (@ 16 Abs° 2 der Verord-
nung über die Krankenversßcherung der Rentner vom 4. Novem—

ber 1941 —BGBl I 689 —)„;Zu den Zielen der Neuordnung der
Krankenversicherung der

Réntner
gehörte demgegenüber, diese

als "sozialpolitisch zweckwidrig" angesehene Regelung (vgl°

JanEg Krankenversicherung der Rentner, Anm„ V 1 zu Art, 1

Nr° 1 zum KVdR) zu beseitigen und sicherzustellen, daß eine

doppelte Mitgliedschaft
der

Rentner künftig ausgeschlossen

ist (Amtl° Begründung zu‘5 165 Abs° 6 EVO, BT—Druckso Nr,
1254, 2° Wahlperiode)° I folgedessen hat das Gesetz über

Krankenversicherung der Rentner (Art° 4 Abs° 2 Nr° 2) die

Vorschrift des 5 16 Abs„l2 der Verordnung vom 4° November
1941, wonach @312 RVO im Falle einer Mitgliedschaft bei
einer Krankenkasse nach @ 1 der Vérordnung nicht galt, also

eine doppelte Mitgliedsc aft erlaubt war, aufgehoben und

@165Abs, 6 BVDin das
gesetz

eingefügt, Zwarhat diese
Vorschrift von den möglidhen Fällen eines Zusammentreffens

verschiedener Versicheru gsverhältnisse a u s d r‚ü c k —
1 i c h nur denjenigen erwähnt, daß der Rentner eine ver—

sieherungspflichtige Besdhäftigung ausübt; alsdann hat -
das folgt aus der Bezugnahme auf 5 165 Abs" 1 Nr, 1 und 2

RVG — die sich hieraus ergebende Versicherungspflicht den

Vorrang„ Die darin zum Ausdruck kommende Subsidiarität

der
Rentnerkrankenversicherung

gegenüber einer anderen

Versicherung ist nach Auffassung des Senats der Grundge—

danke des % 165_Abs, 6 R 0° Er muß auch dann berücksich—
tigt werden, wenn

die Frage zu entscheiden ist, welchem

Vérsicherungsverhältnis der V6rzug gebührt, wenn der Rent—

ner freiwillig gegen Krankheit versichert ist. Auch in sol—

chen Fällen muß die
Rentnerkrankenversicherung zurücktreten,

-_g _
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denn sie soll nur Schutzggewähren wenn die Rentner — genauer:

die in € 165 Abs° 1 Nr° } und 4 R 0 genannten Personen —nicht
anderWeit gegen Krankheit versich rt sind; Es schließt also

auch eine freiwillige

Krankenversächerung

die Pflichtversi—

cherung der Rentner aus°

Diese Betrachtungsweise entspricht auch der Interessenlage

der Beteiligten° Es gibt Fälle, in denenRentnerdaran inter—
essiert sind, ihre bisher bestehende Krankenvérsicherung —wenn
auch auf eigene Kosten —

freiwillig fortzusetzen° Der Grund
kann z.B° darin liegen, daß die satzungsmäßigen Leistungen gün—

stiger sind als die Leistungen den Pflichtversicherung der
Rentner„ Außerdem kommt es nicht Selten vor, daß Rentner es

weniger aus wirtschaftlichen als aus persönlichen Erwägungen

vorziehen, auch nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitsleben

ihrer bisherigen Krankenkasse als freiwilliges Mitglied anzu—

gehören° Sie wollen z°B° Mitglieder der Krankenkasse bleiben,

‘
der sie vielleicht schon Jahrzehnde angehört haben und Von
der sie auch künftig gute Leistungen erwarten„

Der Versichertengemeinschaft—entsdehen aus der Berücksichti—

gung solcher Interessen der Rentn r keine Nachteile„ Der

Senat sieht keinen Grund, eine

Reäelung

als gesetzwidrig an—

zusehen, die keiner Seite schadet■ wohl aber den bereChtig-

ten Interessen mancher Rentner
en€gegenkommt

und mit dem

Grundgedanken des Gesetzes, nämlich der Subsidiarität der

Krankenversicherung der Rentner,
■n

Einklang steht° Im prak—

tischen Ergebnis kann somit der Rentner nach 5 165 RVG in derr

Fassung des Gesetzes über
Kranken%ersicherung

der Rentner

Wählen, ob er von der Pflichtversicherung auf Kosten der Ren»

tenversicherung Gebrauch machen oder sich,_sofern er dazu be:

rechtigt ist, auf eigene Kosten freiwillig versichern will‚

Der Senat verkennt nicht, daß dieses "Wahlrecht" nur dann

ohne Gefahr einer Benachteiligung der Rentner sinnvoll aus»

. geübt werden kann, wenn diese möglichst schon bei Stellung

—des Rentenantrages von den Versicherungsträgern auf die für

die Rentner beitragsfreie gesetzliche Krankenversicherung

ä■dWihren Ausschluß durch eine fr iwillige Versichergng
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hingewiesen werden° Andernfalls wäre zu befürchten, daß die Rent—

ner in Unkenntnis der gesedzlichen Regelung Beiträge zur frei—

willigen Versicherung zahlen, auch wenn ihnen dadurch entspre— '

chende Vorteile nicht zukommen Da dieser Gefahr aber dadurch

unschwer begegnet werden kann, daß die Versicherungsträger-

- was von ihnen zu erwarten ist — die Versicherten auf die Rechts-

lage hinweisen, bestand
fü■

den Senat kein Anlaß, bei der Geset-

zesauslegung darauf entscheidendes Gewicht zu legen° „- Ob die.

freiwillige versicherung für Rentner nach 5 215 Abs 2 EVO in Ver—

bindung mit dem Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 15 Dezember

1939 (AN 1939 S° 554) auf Krankengeld beschränkt werden kann und
ob eine solche der Sache nach nicht mit der gesetzlichen Kranken—

versicherung der Rentner kdnkurrierende beschränkte freiwillige

Versicherung die gesetzliche Krankenversicherung nach @ 165

Abs° 6 EVO ausschließen würde, bedarf hier keiner Entscheidungo

Da im vorliegenden Fall die Mutter des Klägers die freiwillige

Versicherung bei
der'Bundeäpost—Betriébskrankenkasse

nach In—

krafttreten des KVdR nicht aufgegeben hat, ist ihre bis dahin

bestehende/Pflichtkrankenversicherung bei der beklagten AOK erlo-

schen, so daß dem Kläger gägen die Beklagte kein weiterer Sterbe—

geldanspruch zusteht° Die @lage muß daher unter Aufhebung des an-

gefochtenen Urteils des SG Münster vom 28. Februar 1957 abgewie—

sen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf & 193 SGG
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